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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.	�wie sich das Abfallaufkommen in Baden-Württemberg insgesamt sowie in den 
verschiedenen Land- und Stadtkreisen nach Kenntnis der Landesregierung in 
den zurückliegenden drei Jahren entwickelt hat (Antwort bitte aufgeschlüsselt 
nach Jahren, differenziert nach Land- und Stadtkreis, aufgekommener Abfall-
menge [in Tonnen/t] sowie aufgekommener Abfallart);

2.	�wie sich demgegenüber die Ein- und Ausfuhr von Abfällen in Baden-Württem-
berg insgesamt sowie in den verschiedenen Land- und Stadtkreisen nach Kennt-
nis der Landesregierung im oben genannten Zeitraum entwickelt hat (Antwort 
bitte aufgeschlüsselt nach Jahren, differenziert nach Land- und Stadtkreis, auf-
gekommener Abfallmenge [in Tonnen/t] sowie aufgekommener Abfallart);

3.	�wie viele Lkw-Fahrten zum Zwecke des oben genannten Abfallim- bzw. -ex-
ports nach Kenntnis der Landesregierung in den zurückliegenden drei Jahren 
angefallen sind (Angaben bitte aufgeschlüsselt in Jahren sowie, so möglich, 
differenziert nach Land- und Stadtkreis);

4.	�welche Wegstrecken hierbei nach Kenntnis der Landesregierung jeweils zu-
rückgelegt werden mussten (Angaben bitte aufgeschlüsselt in Jahren, differen-
ziert nach Land- und Stadtkreis, sowie in Kilometern [km]);

5.	�wie sich die bei Ein- und Ausfuhr von Abfällen in Baden-Württemberg ins-
gesamt sowie in den verschiedenen Land- und Stadtkreisen verursachten CO2-
Emissionen nach Kenntnis der Landesregierung in den zurückliegenden drei 
Jahren entwickelt haben (Antwort bitte, so möglich, aufgeschlüsselt nach Jah-
ren, jeweiligem Land- und Stadtkreis sowie CO2-Emissionen in Tonnen/t);

Antrag
des Abg. Daniel Karrais u. a. FDP/DVP

und

Stellungnahme
des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft

Verbringung und Verwertung von Abfällen 
aus Baden-Württemberg

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.



2

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 4425

  6.	�welchem Pro-Kopf-Aufkommen die in Ziffern 1 und 2 genannten Abfallmen-
gen entsprechen (Pro-Kopf-Aufkommen bitte berechnet nach Abfallaufkom-
men insgesamt sowie im o. g. Zeitraum angefallenem Abfallim-/-export); 

  7.	�wie sich in dem in Ziffer 2 genannten Zeitraum Kapazitäten und Auslastungen 
der im Land verfügbaren Deponien entwickelt haben (Kapazitäten und Aus-
lastungen bitte absolut [in Kubikmetern] sowie, so möglich, aufgeschlüsselt in 
Land- und Stadtkreise);

  8.	�wie sich in dem in Ziffer 2 genannten Zeitraum Kapazitäten und Auslastun-
gen der im Land verfügbaren biologischen Abfallbehandlungsanlagen (ins-
besondere Biogasanlagen) entwickelt haben (Kapazitäten und Auslastung in 
Kubikmetern, unter Angabe der durch die Bioabfallverwertung im genannten 
Zeitraum jährlich erzeugten Energie [in Terrawattstunden] sowie der jährlich 
eingesparten CO2-Äquivalente [in Kilogramm]);

  9.	�welche Erkenntnisse ihr über die Weiterbehandlung (z. B. stoffliche, organi-
sche, energetische Verwertung, Verbringung auf einer Deponie u. ä.) der ein- 
bzw. ausgeführten Abfälle in Baden-Württemberg vorliegen (Antwort bitte, 
so möglich, aufgeschlüsselt nach Land- und Stadtkreisen);

10.	�welchem Heiz- bzw. Brennwert die in den zurückliegenden drei Jahren im- 
bzw. exportierten Bioabfälle nach Kenntnis der Landesregierung entsprächen;

11.	�ob und falls ja, durch welche Methoden und Institutionen CO2-Emissionen 
und Klimabilanz der Abfallverbringung (insbesondere des Transports bzw. 
der hierzu zurückgelegten Wegstrecke) in Baden-Württemberg erfasst und bei 
Ausschreibungen für die Abfallentsorgung berücksichtigt werden;

12.	�wie sie den medial bekannt gewordenen Abfallaustausch zwischen Amtzell 
im Landkreis Ravensburg und Lustenau im österreichischen Vorarlberg (vgl. 
Schwäbische Zeitung, „Satiremagazin ,extra 3‘ macht sich über Landkreis Ra-
vensburg lustig“, 24. Februar 2023) ressourcen- und klimapolitisch bewertet;

13.	�welche Landkreise nach Kenntnis der Landesregierung ihre Abfälle gegen-
wärtig uni- oder bilateral (unilateral: einseitiger Abfalltransport, bilateral: 
wechselseitiger Abfalltransport, vergleichbar mit dem in der Vorfrage ge-
nannten Abfalltausch) in andere Landkreise, andere Bundesländer oder aber in 
das Ausland exportieren; 

14.	�welche konkreten Maßnahmen und Initiativen sie in dieser Legislaturperiode 
bereits ergriffen hat oder aber gegenwärtig plant, um eine möglichst ortsnahe 
Verbringung bzw. Verwertung von Abfällen aus Baden-Württemberg und da-
mit die Verringerung der CO2-Belastung durch den Transportprozess sicher-
zustellen.

16.3.2023

Karrais, Bonath, Hoher, Haußmann, Weinmann, Brauer, Fischer, 
Haag, Heitlinger, Dr. Jung, Dr. Schweickert, Trauschel FDP/DVP 

B e g r ü n d u n g

Der medial bekannt gewordene Abfalltausch zwischen Amtzell im Landkreis Ra-
vensburg und Lustenau im österreichischen Vorarlberg (vgl. Schwäbische Zei-
tung, „Satiremagazin ,extra 3‘ macht sich über Landkreis Ravensburg lustig“,  
24. Februar 2023) wirft Fragen zur grundsätzlichen Handhabung der Ein- bzw. 
Ausfuhr von Abfällen in Baden-Württemberg auf, die durch den vorliegenden 
Antrag beantwortet werden sollen.
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S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 6. April 2023 Nr. UM2-0141.5-32/24/3 nimmt das Ministe-
rium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.	�wie sich das Abfallaufkommen in Baden-Württemberg insgesamt sowie in den 
verschiedenen Land- und Stadtkreisen nach Kenntnis der Landesregierung in 
den zurückliegenden drei Jahren entwickelt hat (Antwort bitte aufgeschlüsselt 
nach Jahren, differenziert nach Land- und Stadtkreis, aufgekommener Abfall-
menge [in Tonnen/t] sowie aufgekommener Abfallart);

Die erbetenen Informationen können den Tabellen 1 bis 4 entnommen werden.

–	� Tabellen 1 bis 3 „Kommunales Abfallaufkommen in den Stadt- und Landkreisen 
Baden-Württembergs nach Abfallart“ jeweils für die Jahre 2019, 2020 und 2021

–	� Tabelle 4 „Aufkommen an Abfällen in Baden-Württemberg seit 2019 nach Ab-
fallarten“

Die Tabellen 1 bis 3 beziehen sich auf das sogenannte kommunale Abfallaufkom-
men, welches mit der Landesabfallbilanz erhoben wird. Dies umfasst Primärab-
fälle aus privaten Haushalten, überlassungspflichtige Abfälle sowie sonstige, dem 
öffentlich-rechtlichen Entsorger überlassene Abfälle, die im jeweiligen Kreisge-
biet angefallen sind. Das kommunale Abfallaufkommen ist nur ein Teil der lan-
desweit entstandenen und statistisch erfassten Primärabfälle.

Dem gegenüber umfasst das Gesamtabfallaufkommen (Tabelle 4) außer den kom-
munal entsorgten Abfällen auch Abfälle aus Industrie und Gewerbe, die direkt an 
private Entsorger abgegeben wurden. Die Daten zum privaten Entsorgungssektor 
stammen aus den Bundesstatistiken über die Abfallentsorgung. Eine Darstellung 
auf Landkreisebene ist aufgrund der Pflicht zur statistischen Geheimhaltung nicht 
möglich.

2.	�wie sich demgegenüber die Ein- und Ausfuhr von Abfällen in Baden-Würt-
temberg insgesamt sowie in den verschiedenen Land- und Stadtkreisen nach 
Kenntnis der Landesregierung im oben genannten Zeitraum entwickelt hat 
(Antwort bitte aufgeschlüsselt nach Jahren, differenziert nach Land- und Stadt-
kreis, aufgekommener Abfallmenge [in Tonnen/t] sowie aufgekommener Abfall-
art);

Der amtlichen Statistik liegen nur lückenhaft Daten zur Ein- und Ausfuhr von Ab-
fällen vor. Aus der Landesabfallbilanz sind der Verbleib der Abfälle aus der Bio-
tonne sowie der Verbleib von Abfällen zur thermischen Behandlung (Hausmüll, 
Sperrmüll, Gewerbe- und Baustellenabfälle) bekannt. Wie der Tabelle 5 und 6 ent-
nommen werden kann, wird der weitaus größte Anteil dieser Abfälle in Anlagen 
in Baden-Württemberg entsorgt. Für gemischte Siedlungsabfälle (Hausmüll) gilt 
in Baden-Württemberg die sogenannte Autarkieverordnung, nach der zur energeti-
schen Verwertung von gemischten Siedlungsabfällen (Abfallschlüssel 20 03 01) 
Anlagen in Baden-Württemberg genutzt werden müssen (siehe auch Ausführun-
gen zu Ziffer 11). Für die in Tabelle 6 genannten Stadt- und Landkreise, deren 
Abfälle nicht in Baden-Württemberg entsorgt werden, liegen Ausnahmen von 
der Autarkieverordnung vor. 

–	� Tabelle 5 „Verbleib von Abfällen aus der Biotonne zur biologischen Behand-
lung 2019, 2020 und 2021“ 

–	� Tabelle 6 „Thermische Entsorgung von Restabfällen 2019, 2020 und 2021“
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Die Entsorgung von Wertstoffen und Wertstoffgemischen (Gelbe Tonne) erfolgt 
in der Regie der Dualen Systeme. Informationen zum Verbleib dieser Wertstoffe 
liegen dem Umweltministerium nicht vor. 

Aus den Bundesstatistiken über die Abfallentsorgung liegen Daten zur Herkunft 
von Abfällen in den baden-württembergischen Entsorgungsanlagen vor. Eine 
Darstellung der Entsorgungsanlagen auf Landkreisebene ist aufgrund der Pflicht 
zur statistischen Geheimhaltung nicht möglich.

–	� Tabelle 7 „Anlagen zur Abfallentsorgung und beseitigte/behandelte Abfälle in 
Baden-Württemberg 2019 bis 2021 nach Art der Anlage sowie nach Art und 
Herkunft der Abfälle“

3.	�wie viele Lkw-Fahrten zum Zwecke des oben genannten Abfallim- bzw. -ex-
ports nach Kenntnis der Landesregierung in den zurückliegenden drei Jahren 
angefallen sind (Angaben bitte aufgeschlüsselt in Jahren sowie, so möglich, 
differenziert nach Land- und Stadtkreis);

4.	�welche Wegstrecken hierbei nach Kenntnis der Landesregierung jeweils zu-
rückgelegt werden mussten (Angaben bitte aufgeschlüsselt in Jahren, differen-
ziert nach Land- und Stadtkreis, sowie in Kilometern [km]);

5.	�wie sich die bei Ein- und Ausfuhr von Abfällen in Baden-Württemberg insge-
samt sowie in den verschiedenen Land- und Stadtkreisen verursachten CO2-
Emissionen nach Kenntnis der Landesregierung in den zurückliegenden drei 
Jahren entwickelt haben (Antwort bitte, so möglich, aufgeschlüsselt nach Jah-
ren, jeweiligem Land- und Stadtkreis sowie CO2-Emissionen in Tonnen/t);

Zu den Fragen 3, 4 und 5 liegen dem Umweltministerium keine Daten vor. Der 
Transport von Abfällen erfolgt in unterschiedlichen Transportfahrzeugen sowie 
teilweise per Bahntransport. Zur Optimierung des logistischen Ablaufs und zur 
Verringerung der erforderlichen Transportfahrten erfolgt teilweise ein Umschlag 
in größere Transportcontainer auf sogenannten Umschlaganlagen für Abfälle.

6.	�welchem Pro-Kopf-Aufkommen die in Ziffern 1 und 2 genannten Abfallmengen 
entsprechen (Pro-Kopf-Aufkommen bitte berechnet nach Abfallaufkommen ins-
gesamt sowie im o. g. Zeitraum angefallenem Abfallim-/-export);

Hierzu wird auf die Tabellen 8 bis 12 verwiesen: 

–	� Tabelle 8 „Kommunales Aufkommen in den Stadt- und Landkreisen Baden-
Württembergs 2019 nach Abfallart je Einwohner/-in“

–	� Tabelle 9 „Kommunales Aufkommen in den Stadt- und Landkreisen Baden-
Württembergs 2020 nach Abfallart je Einwohner/-in“

–	� Tabelle 10 „Kommunales Aufkommen in den Stadt- und Landkreisen Baden-
Württembergs 2021 nach Abfallart je Einwohner/-in“

–	� Tabelle 11 „Verbleib von Abfällen aus der Biotonne zur biologischen Behand-
lung 2019, 2020 und 2021 je Einwohner/-in“ 

–	� Tabelle 12 „Thermische Entsorgung von Restabfällen 2019, 2020 und 2021 je 
Einwohner/-in“

7.	�wie sich in dem in Ziffer 2 genannten Zeitraum Kapazitäten und Auslastungen 
der im Land verfügbaren Deponien entwickelt haben (Kapazitäten und Aus-
lastungen bitte absolut [in Kubikmetern] sowie, so möglich, aufgeschlüsselt in 
Land- und Stadtkreise);

Für die Entwicklung der Kapazitäten und Auslastungen der im Land verfügbaren 
Deponien, aufgeschlüsselt in Land- und Stadtkreise wird auf die Abfallbilanzen 
2019 (Kapitel 8.5, S. 105 bis 117), 2020 (Kapitel 8.5, S. 113 bis 125) und 2021 
(Kapitel 8.5, S. 105 bis 117) verwiesen. Die jährlichen Abfallbilanzen sind im In-
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ternetangebot des Umweltministeriums veröffentlicht und unter dem Link https://
um.baden-wuerttemberg.de/abfallbilanz abrufbar.

8.	�wie sich in dem in Ziffer 2 genannten Zeitraum Kapazitäten und Auslastungen 
der im Land verfügbaren biologischen Abfallbehandlungsanlagen (insbesonde-
re Biogasanlagen) entwickelt haben (Kapazitäten und Auslastung in Kubikme-
tern, unter Angabe der durch die Bioabfallverwertung im genannten Zeitraum 
jährlich erzeugten Energie [in Terrawattstunden] sowie der jährlich eingespar-
ten CO2-Äquivalente [in Kilogramm]);

Hierzu wird auf die Tabellen 13 und 14 verwiesen.

–	� Tabelle 13 „Biologische Abfallbehandlungsanlagen in Baden-Württemberg 2020“; 
Datenquelle: Bundesstatistik Abfallentsorgung;

–	� Tabelle 14 „Biogaserzeugung in Anlagen zur biologischen Abfallbehandlung 
in Baden-Württemberg 2020“; Datenquelle: Bundesstatistik Abfallentsorgung.

Die Daten stammen aus der Bundesstatistik über die Abfallentsorgung. Es handelt 
sich um ein alle zwei Jahre erhobenes Merkmal, daher gibt es derzeit nur Daten 
zum Berichtsjahr 2020. Angaben zur Nutzenergie des gewonnenen Biogases lie-
gen nicht vor.

Die Nettoeinsparung an CO2-Äquivalenten pro Tonne hochwertig genutztem Bio-
abfall liegt nach Angaben aus der Fachliteratur bei bis zu 194 kg CO2-Äquivalen-
te (Vergärung mit Kompostierung des Gärrestes). Methanhaltiges Biogas ersetzt 
fossile Energieträger. Weiterhin können durch den Einsatz von Komposten und 
Gärreststoffen mineralische Düngemittel eingespart und die Struktur der Böden 
verbessert werden. Durch den Einsatz von Kompost zur Herstellung von Kultur-
substraten und Pflanzenerden werden Torf- und Torfprodukte substituiert. Durch 
die biologische Abfallbehandlung wurden im Land 2020 rund 125 000 t CO2-
Äquivalente vermieden.

9.	�welche Erkenntnisse ihr über die Weiterbehandlung (z. B. stoffliche, organi-
sche, energetische Verwertung, Verbringung auf einer Deponie u. ä.) der ein- 
bzw. ausgeführten Abfälle in Baden-Württemberg vorliegen (Antwort bitte, so 
möglich, aufgeschlüsselt nach Land- und Stadtkreisen);

Soweit hierzu Daten vorhanden sind, sind diese in den Tabellen zu Frage 2 ent-
halten. Darüber hinausgehende Daten liegen der Landesregierung nicht vor. 

10. �welchem Heiz- bzw. Brennwert die in den zurückliegenden drei Jahren im- 
bzw. exportierten Bioabfälle nach Kenntnis der Landesregierung entsprächen;

Ausweislich der Daten in Tabelle 5 werden die Abfälle aus der Biotonne überwie-
gend in Baden-Württemberg (2019 bis 2021 jeweils über 80 bis nahezu 90 Pro-
zent) stofflich und energetisch verwertet. Eine Berechnung eventueller Heiz- und 
Brennwerte ist nicht belastbar, da u. a. der Wassergehalt der Bioabfälle sowohl im 
Jahresverlauf als auch im Jahresmittel unterschiedlich ist. 

11. �ob und falls ja, durch welche Methoden und Institutionen CO2-Emissionen 
und Klimabilanz der Abfallverbringung (insbesondere des Transports bzw. der 
hierzu zurückgelegten Wegstrecke) in Baden-Württemberg erfasst und bei Aus-
schreibungen für die Abfallentsorgung berücksichtigt werden;

Der Landesregierung ist nicht bekannt, dass die CO2-Emissionen der öffentlichen 
Dienstleistung „Abfalltransport“ erfasst werden. Ebenfalls ist es der Landesregie-
rung aufgrund der Organisationshoheit der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträ-
ger nicht bekannt, inwieweit die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger, die für 
die Entsorgung der Siedlungsabfälle zur (thermischen) Verwertung verantwort-
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lich sind, den Faktor der CO2-Emissionen in den Anforderungskatalog ihrer Aus-
schreibungen aufnehmen bzw. nach Vergaberecht aufnehmen dürfen.

Die einschlägigen Ausschreibungen erfolgen europaweit. Der Zuschlag an eine 
bietende Entsorgungsanlage hat nach vergaberechtlichen Regeln zu erfolgen.

Bekannt ist, dass in der Ausschreibungspraxis in Einzelfällen bei größeren Entfer-
nungen ein Minusfaktor ab einer bestimmten Kilometerzahl angerechnet wird und 
dies Teil der Ausschreibungsunterlagen ist. Diese Praxis hat auf jeden Fall ihre 
Grenze in der Autarkieverordnung (vgl. Frage 2). Danach dürfen die Regelungen 
zur Autarkie und ihren Ausnahmen im Rahmen einer Ausschreibung nicht will-
kürlich unterlaufen werden. Im Vergabeverfahren ist in der Ausschreibung auf die 
Autarkieregelung des Landes hinzuweisen. 

Die Autarkieregelung gilt für gemischte Siedlungsabfälle, die in Haushaltungen 
und den Haushalten gleichgestellten Anfallorten eingesammelt worden sind. 
Diese sind in einer thermischen Anlage verwertbar (einem Müllheizkraftwerk), in 
der die entstehende Energie genutzt wird. Für getrennt gesammelte Siedlungsab-
fälle wie Bioabfälle oder Sperrmüll gilt die Autarkieregelung nicht. Hier hat sich 
also der öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger (Stadt- und Landkreise) nicht 
verpflichtend einer Anlage im Land zu bedienen. 

12. �wie sie den medial bekannt gewordenen Abfallaustausch zwischen Amt-
zell im Landkreis Ravensburg und Lustenau im österreichischen Vorarlberg  
(vgl. Schwäbische Zeitung, „Satiremagazin ,extra 3‘ macht sich über Land-
kreis Ravensburg lustig“, 24. Februar 2023) ressourcen- und klimapolitisch 
bewertet;

Hierzu wird auf die Ausführungen zu Frage 11 verwiesen. Der betroffene Land-
kreis hat als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger die Entsorgung der Bioab
fälle aus Haushaltungen (getrennt gesammelt) europaweit auszuschreiben. Die 
Autarkieverordnung des Landes gilt für getrennt gesammelte Bioabfälle nicht. 
Bietet nun der Betreiber einer Entsorgungsanlage im eigenen Kreis die ausge-
schriebene Leistung nur zu einem wesentlich höheren Preis an, dann muss das 
hinsichtlich der Verwertungstechnik gleichwertige und zugleich deutlich preis-
wertere Angebot eines anderen Bieters den Zuschlag bekommen. Das Vergabe-
recht kann in diesem Fall nicht durch das abfallrechtliche Näheprinzip verdrängt 
werden.

13. �welche Landkreise nach Kenntnis der Landesregierung ihre Abfälle gegen-
wärtig uni- oder bilateral (unilateral: einseitiger Abfalltransport, bilateral: 
wechselseitiger Abfalltransport, vergleichbar mit dem in der Vorfrage ge-
nannten Abfalltausch) in andere Landkreise, andere Bundesländer oder aber 
das Ausland exportieren; 

Wie bereits unter den Fragen 11 und 12 ausgeführt, erfolgt die Entsorgung von 
Abfällen außerhalb von Baden-Württemberg im Rahmen der erforderlichen Aus-
schreibungen oder aufgrund von Ausnahmen zur Autarkieregelung für gemischte 
Siedlungsabfälle. Im Übrigen wird auf die Ausführungen zu Frage 2 und die Ta-
bellen 5, 6 und 7 verwiesen. 

14. �welche konkreten Maßnahmen und Initiativen sie in dieser Legislaturperiode 
bereits ergriffen hat oder aber gegenwärtig plant, um eine möglichst ortsnahe 
Verbringung bzw. Verwertung von Abfällen aus Baden-Württemberg und da-
mit die Verringerung der CO2-Belastung durch den Transportprozess sicher-
zustellen.

Die Landesregierung setzt sich im Rahmen ihrer rechtlichen Möglichkeiten und 
unter Beachtung der Organisationshoheit der Stadt- und Landkreise im Bereich 
der Kreislaufwirtschaft intensiv für eine möglichst ortsnahe Abfallentsorgung und 
eine hochwertige Abfallverwertung ein. Zur Förderung der ortsnahen Verwertung 
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von Abfällen aus Baden-Württemberg sind beispielhaft folgende Maßnahmen zu 
nennen:

–	 Autarkieregelung für gemischte Siedlungsabfälle 
–	 Verstärkte Abschöpfung von Wertstoffen aus der Restmülltonne
–	� Förderung des Erdmassenausgleichs (vgl. § 3 Abs. 3 Landes-Kreislaufwirt-

schaftsgesetz (LKreiWiG))
–	� Erstellung eines Abfallverwertungskonzepts im Falle eines verfahrenspflichti-

gen Bauvorhabens nach § 3 Abs. 4 LKreiWiG
–	� Unterstützung kommunaler Maßnahmen zur Abfallvermeidung und Verminde-

rung von Fremdstoffen in der Abfallsammlung
–	� Ausbau der Infrastruktur zur Bioabfallvergärung und möglichst vollständige 

energetische Verwertung der häuslichen Bioabfälle
–	� Aufbau einer flächendeckenden Infrastruktur an Klärschlamm-Monoverbren-

nungsanlagen als Ersatz für die bisherige Mitverbrennung in Kraftwerken und 
in der Zementindustrie

–	 Aufbau einer Infrastruktur an Phosphor-Rückgewinnungsanlagen
–	 Förderung von Recycling-Beton im Hochbau
–	� Projekt „Regionale Sekundärrohstoffzentren“ im Rahmen des Strategiedialogs 

„Bezahlbares Wohnen und innovatives Bauen“ der Landesregierung
–	� Tagungen und Informationsveranstaltungen zur Optimierung der Abfallentsor-

gung

In Vertretung

Dr. Münter
Ministerialdirektor 
und Amtschef
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